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Schulischer Regelbetrieb im Schuljahr 2021/2022 in allen Ländern gesichert – 

Schulen müssen offenbleiben, um beste Bildungschancen für alle Kinder und 

Jugendlichen zu ermöglichen  

(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 07.10.2021) 

 

Die KMK stellt fest, dass es gelungen ist, trotz der Pandemie und der Delta-Variante 

im Schuljahr 2021/2022 durchweg in allen Ländern vollständigen und kontinuierlichen 

Präsenzunterricht sicherzustellen. 

1) Der Unterricht für unsere Schülerinnen und Schüler findet weitestgehend ohne 

Einschränkungen und unter Beachtung der geltenden Infektionsschutz- und 

Hygienemaßnahmen sicher statt. Manche zu Schuljahresbeginn verschärften 

Beschränkungen konnten inzwischen gelockert oder sogar aufgehoben werden. 

 

2) Das Recht der Kinder und Jugendlichen auf Bildung, auf gemeinschaftliche 

Zusammenkünfte und Freizeitgestaltung mit anderen Kindern und Jugendlichen ist 

somit weitestgehend ohne Einschränkungen gesichert. 

 

3) Dank der guten Zusammenarbeit und des Einsatzes aller Beteiligter ist es auch 

gelungen, dass die Schülerinnen und Schüler der Abschlussjahrgänge genau so 

erfolgreich wie in den vorangegangenen Jahren ihre Abschlussprüfungen ablegen 

und ihre Schulabschlüsse erlangen konnten. Die Kultusministerkonferenz wird – 

wie schon 2020 und 2021 – angemessene Regelungen finden, um den 

Schülerinnen und Schülern beim Schulabschluss 2022 keine Nachteile entstehen 

zu lassen. 

 

4) Die Länder haben damit zentrale Forderungen der Kultusministerkonferenz 

insbesondere aus dem Beschluss vom 10. Juni 2021 zum „Schulischen 

Regelbetrieb im Schuljahr 2021/2022“ aufgegriffen und umgesetzt, vor allem haben 

sie erreicht, 

 

 dass alle Schulen mit Beginn des Schuljahres im Regelbetrieb (regulärer 

Schulbetrieb mit allen Schulfächern und Unterrichtsstunden) arbeiten, 
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 dass mit dem Aktionsprogramm „Aufholen nach Corona“ 

pandemiebedingte Lernrückstände abgebaut und Angebote, die das 

soziale Lernen fördern, unterstützt werden, 

 dass Präsenzunterricht auch unter Pandemiebedingungen die 

notwendige Grundlage erfolgreichen Lehrens und Lernens ist, dass 

diese Einsicht inzwischen umfassend gesellschaftliche Akzeptanz und 

Verbreitung gefunden hat und dass die Schulen den Präsenzunterricht 

unter eingespielten Schutzbedingungen sicherstellen, 

 dass durch den Präsenzunterricht jetzt auch die vielfältigen zusätzlichen 

Unterstützungsmaßnahmen für Kinder und Jugendliche zum 

erfolgreichen Aufholen von Lernrückständen umgesetzt werden können, 

 dass die erworbenen Abschlüsse denen früherer und späterer 

Jahrgänge gleichwertig sind und gegenseitig anerkannt werden, 

 dass bei der Vergabe der Abschlüsse beruflicher Schulen die 

einschlägigen Rahmenvereinbarungen, insbesondere im Hinblick auf die 

Durchführung von Prüfungen, eingehalten werden. Die duale Ausbildung 

hat sich auch in der Krise bewährt, die Länder als Partner in der Allianz 

für Aus- und Weiterbildung haben dazu aktiv mit dem Engagement der 

beruflichen Schulen beigetragen. 

 

5) Erfolgreich ist es auch gelungen, bei Infektionsfällen in den Schulen die 

Quarantäneregelungen so anzupassen, dass der Gesundheitsschutz und der 

Anspruch auf Präsenzunterricht sinnvoll in Einklang gebracht werden: Im 

Interesse eines verlässlichen Präsenzunterrichts sind die 

Quarantänemaßnahmen der Gesundheitsämter auch bei einer weitgehenden 

Abschaffung der Maskenpflicht auf die tatsächlich infizierten Personen bzw. 

diejenigen einzugrenzen, die engen Kontakt zur infizierten Person hatten. Bei 

diesen engen Kontaktpersonen soll die Quarantäne weiterhin, sofern keine 

Krankheitssymptome auftreten, bereits nach fünf Tagen mit einem negativen 

Testergebnis beendet werden können. Bei geimpften oder genesenen 

Personen werden keine Quarantänemaßnahmen verhängt. 

 

6) Um die gewonnene Sicherheit für den Schulbetrieb zu erhalten, können die 

regelmäßigen Testungen für Schülerinnen und Schüler bis auf Weiteres 

fortgeführt werden. 

 

7) Die Kultusministerinnen und -minister, Kultussenatorinnen und -senatoren 

appellieren insbesondere an die Erwachsenen und empfehlen auf der Basis der 

Stellungnahme der Ständigen Impfkommission auch den Schülerinnen und 

Schülern ab zwölf Jahren, vor dem Winter die Impfangebote wahrzunehmen. 

Perspektivisch ist auch mit einer Impfmöglichkeit und Impfempfehlung für 

jüngere Schülerinnen und Schüler zu rechnen. Eine Impfung gegen Corona ist 



 Seite 3

keine Voraussetzung für den Schulbesuch und die Teilnahme am Unterricht, 

aber sie sorgt für einen längerfristig sicheren Schulbetrieb in Präsenzform. 

 

8) Trotz dieser Fortschritte wird die Bewältigung der Folgen der Corona-Pandemie 

noch einige Zeit in Anspruch nehmen. Daher ist es weiterhin unerlässlich, die 

Schulen offen zu halten und den Präsenzunterricht dauerhaft zu sichern, 

 

 um gerechte Teilhabe und beste Bildungschancen für alle Kinder und 

Jugendlichen zu ermöglichen,  

 um schulische und außerschulische Angebote, die das soziale 

Miteinander fördern, sowie ganztagsschulische Bildung und Betreuung 

in vollem Umfang stattfinden lassen zu können, 

 um Angebote in den Bereichen Sport, Kultur sowie künstlerische und 

ästhetische Bildung durch die Schulen und externen Partnerinnen und 

Partner ebenso wie Schulfahrten oder Austauschmaßnahmen zu 

organisieren, 

 um Kinder und Jugendliche mit hochwertigen Bildungsangeboten in ihrer 

sozialen, emotionalen und körperlichen Entwicklung zu unterstützen. 

Multiprofessionelle Unterstützung muss dort ankommen, wo sie am 

meisten benötigt wird. 

 um die Berufsorientierung und die duale Ausbildung nachhaltig zu 

stärken, denn auch in diesem Bereich sind qualitativ hochwertige 

Präsenzangebote für junge Menschen wichtiger denn je. 

 

9) Darüber hinaus stellen die Kultusministerinnen und -minister und 

Kultussenatorinnen und -senatoren die erheblichen Fortschritte fest, die die 

Schulen im digitalen Transformationsprozess in der Zeit der Pandemie erreicht 

haben. Dank des Engagements von Bund, Ländern, Schulträgern und Schulen 

konnte die Digitalisierung von Schule und Unterricht trotz der erheblichen 

organisatorischen Belastungen und Einschränkungen in der Pandemie in 

kurzer Zeit erheblich verbessert werden. Mit dem DigitalPakt Schule 2019 bis 

2024 und seinen Ergänzungsvereinbarungen haben Bund und Länder einen 

starken Innovationsimpuls gesetzt. Diese positive Entwicklung ist nun weiterhin 

zu stärken und auszubauen, auch unter Weiterentwicklung der 

Förderstrukturen im laufenden DigitalPakt Schule. 

 

10)  Die Digitalisierung von Schule und Unterricht wird gelingen, wenn Bund, 

Länder, Schulträger und Schulen weiterhin eng zusammenarbeiten und der 

Digitalpakt über das Jahr 2024 hinaus dauerhaft so verstetigt wird, dass alle 

Partner ihren finanziellen und organisatorischen Beitrag zur Digitalisierung 

leisten. Die Länder schlagen in diesem Zusammenhang vor, auf der Basis 

bisheriger Bund-Länder-Vereinbarungen im Bildungsbereich unterschiedliche 

Finanzierungsmodelle zu prüfen. 


